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Der Gemeinderat der Gemeinde Leupoldsgrin gibt sich aufgrund des Art. 45 Abs. 1 der Ge-
meindeordnung fur den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.
August 1998 (GVBI. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geandert durch die §§ 1 und 2 des
Gesetzes vom 28. Juli 2026 (GVBI. S. 374), folgende



A.

Geschaftsordnung:

Die Gemeindeorgane und ihre Aufgaben

Der Gemeinderat

§ 1 Zustandigkeit im Allgemeinen

(1)

Der Gemeinderat beschlief3t tiber alle Angelegenheiten des eigenen und des Ubertrage-
nen Wirkungskreises, soweit sie nicht aufgrund eines Gesetzes bzw. einer Ubertragung
durch den Gemeinderat in die Zustandigkeit der ersten Burgermeisterin fallen oder von
der Verwaltungsgemeinschaft wahrgenommen werden.

Der Gemeinderat Ubertragt die in § 7 genannten Angelegenheiten vorberatenden Aus-
schiissen zur Vorbereitung der Gemeinderatsentscheidungen. Er kann sich die Behand-
lung und Entscheidung im Einzelfall vorbehalten, wenn das die Bedeutung der Angele-
genheit erfordert.

§ 2 Aufgabenbereich des Gemeinderats

Der Gemeinderat ist insbesondere fir folgende Angelegenheiten zustandig:

1.

die Beschlussfassung zu Bestands- oder Gebietsdnderungen der Gemeinde und zu An-
derungen des Namens der Gemeinde oder eines Gemeindeteils (Art. 2 und 11 GO),

die Entscheidung Uber Ehrungen, insbesondere die Verleihung und die Aberkennung
der Ehrenburgerwirde (Art. 16 GO),

die Bildung und die Zusammensetzung der Ausschiisse sowie die Zuteilung der Aufga-
ben an diese (Art. 32, 33 GO),

die Aufstellung von Richtlinien fir laufende Angelegenheiten nach Art. 37 Abs. 1 Satz 2
GO,

die Verteilung der Geschafte unter die Gemeinderatsmitglieder (Art. 46 Abs. 1 Satz 2
GO),

die Wahlen (Art. 51 Abs. 3 und 4 GO),

die Beschlussfassung uUber Angelegenheiten, zu deren Erledigung die Gemeinde der
Genehmigung bedarf (z.B aufgrund haushaltsrechtlicher Bestimmungen der GO oder
Genehmigungsvorbehalten nach KAG, BauGB, KommZG),

den Erlass, die Anderung und die Aufhebung von Satzungen und Verordnungen,

die Beschlussfassung uber die allgemeine Regelung der Bezlige der Gemeindebe-
diensteten (z.B. Grundsatzentscheidungen bzgl. Gewahrung einer Arbeitsmarktzulage,
Verkurzung von Stufenlaufzeiten) und Uber beamten-, besoldungs-, versorgungs- und
disziplinarrechtliche Angelegenheiten der Blrgermeister oder Birgermeisterinnen so-
weit nicht das Gesetz Uber kommunale Wahlbeamte und Wahlbeamtinnen oder das
Bayerische Disziplinargesetz etwas anderes bestimmen,
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10.
11.

12.
13.

14.

15.

16.

17.

18.
19.

20.

21.
22.

23.

24.
25.

26.
27.

die Beschaffung von Dienstfahrzeugen fur Blrgermeisterinnen und Burgermeister

die Beschlussfassung tber die Haushaltssatzung und Uber die Nachtragshaushaltssat-
zungen (Art. 65 und 68 GO),

die Beschlussfassung Uber den Finanzplan (Art. 70 GO),

die Feststellung der Jahresrechnung sowie die Beschlussfassung Uber die Entlastung
(Art. 102 GO),

die Entscheidungen im Sinne von Art. 96 Abs. 1 Satz 1 GO Uber gemeindliche Unter-
nehmen (z.B. Errichtung, Ubernahme, Erweiterung, Beteiligung),

Annahme von Schenkungen und Spenden,

die Benennung und Abberufung des oder der behoérdlichen Datenschutzbeauftragten,
die Bestatigung der Feuerwehrkommandantin oder des Feuerwehrkommandanten so-
wie der Vorschlag von Schoéffinnen und Schéffen

die Entscheidung Uber die Zulassigkeit eines Blrgerbegehrens (Art. 18a Abs. 8 GO) und
die Durchflihrung eines Blrgerentscheids (Art. 18a Abs. 2, Abs. 10 GO),

die allgemeine Festsetzung von Abgaben, Tarifen und Entgelten,

die Entscheidung uber Ernennung, Beférderung, Abordnung, Versetzung, Zuweisung
an eine Einrichtung, Ruhestandsversetzung und Entlassung der Beamten und Beamtin-
nen ab Besoldungsgruppe A9 soweit nicht die Gemeinschaftsversammlung der Verwal-
tungsgemeinschaft Schauenstein zustandig ist,

die Entscheidung tiber Einstellung, Héhergruppierung (nicht nur voriibergehende Uber-
tragung einer hoherwertigen Tatigkeit), Abordnung, Versetzung, Zuweisung an einen
Dritten, Beschaftigung mittels Personalgestellung und Entlassung der Arbeitnehmer und
Arbeitnehmerinnen ab Entgeltgruppe 9a des TVOD oder ab einem entsprechenden Ent-
gelt,

die Entscheidung Uber Altersteilzeit der Gemeindebediensteten,

die Beschlussfassung lber die Beteiligung an Zweckverbanden und tiber den Abschluss
von Zweckvereinbarungen,

die grundsatzlichen Angelegenheiten gemeindlicher Planungen, z.B. der Bauleitpla-
nung, der Ortsplanung, der Landschaftsplanung und der Regional- und Landesplanung,
der Gewasserplanung und gemeindetbergreifender Planungen und Projekte, ausge-
nommen die ausdricklich auf Ausschiisse Ubertragenen Angelegenheiten,

die Namensgebung fur Strallen und sonstige 6ffentliche Einrichtungen,

der Vorschlag, die Entsendung und die Abberufung von Vertretern der Gemeinde in
andere Organisationen und Einrichtungen,

die Beschlussfassung uber die Vereinbarung einer kommunalen Partnerschaft,

die grundsatzlichen Angelegenheiten gemeindlich verwalteter Stiftungen, insbesondere
Anderungen des Stiftungszwecks.



Die Gemeinderatsmitglieder

§ 3 Rechtsstellung der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder, Befugnisse

(1)

(2)

Gemeinderatsmitglieder Uben ihre Tatigkeit nach ihrer freien, nur durch die Ricksicht auf
das o6ffentliche Wohl bestimmten Uberzeugung aus und sind an Auftrage nicht gebunden.

Fir die allgemeine Rechtsstellung der Gemeinderatsmitglieder (Teilnahmepflicht, Sorg-
falts- und Verschwiegenheitspflicht, Geheimhaltungspflicht, Ausschluss wegen personli-
cher Beteiligung, Geltendmachung von Anspriichen Dritter, Ablehnung, Niederlegung und
Verlust des Amtes) gelten die Art. 48 Abs. 1, Art. 20 Abs. 1 mit 3, Art. 56a, Art. 49, 50, 48
Abs. 3 GO sowie Art. 47 bis Art. 49 Gemeinde- und Landkreiswahlgesetz.

Der Gemeinderat kann zur Vorbereitung seiner Entscheidungen durch besonderen Be-
schluss einzelnen seiner Mitglieder bestimmte Aufgabengebiete (Referate) zur Bearbei-
tung zuteilen und sie insoweit mit der Uberwachung der gemeindlichen Verwaltungstatig-
keit betrauen (Art. 46 Abs. 1 Satz 2, Art. 30 Abs. 3 GO).

Zur Auslibung von Verwaltungsbefugnissen sind Gemeinderatsmitglieder nur berechtigt,
soweit ihnen die erste Burgermeisterin im Rahmen der Geschaftsverteilung nach Anho-
rung der weiteren Blrgermeister einzelne seiner Befugnisse (§§ 10 bis 14) Gibertragt (Art.
39 Abs. 2 GO).

Gemeinderatsmitglieder, die eine Tatigkeit nach Absatz 3 oder 4 ausliben, haben ein
Recht auf Akteneinsicht innerhalb ihres Aufgabenbereichs. Zur Vorbereitung von Tages-
ordnungspunkten der ndchsten Sitzung erhalt jedes Gemeinderatsmitglied nach vorheri-
ger Terminvereinbarung das Recht zur Einsicht in die entscheidungserheblichen Unterla-
gen, sofern Griinde der Geheimhaltung nicht entgegenstehen. Im Ubrigen haben Ge-
meinderatsmitglieder ein Recht auf Akteneinsicht, wenn sie vom Gemeinderat durch Be-
schluss mit der Einsichtnahme beauftragt werden. Das Verlangen zur Akteneinsicht ist
gegeniber der ersten Blrgermeisterin geltend zu machen.

§ 4 Umgang mit Dokumenten und elektronischen Medien

(1)

Der Verschwiegenheitspflicht unterfallende schriftliche und elektronische Dokumente sind
so aufzubewahren, dass sie dem unbefugten Zugriff Dritter entzogen sind. Im Umgang
mit solchen Dokumenten beachten die Gemeinderatsmitglieder Geheimhaltungsinteres-
sen und den Datenschutz. Werden diese Dokumente fiir die Tatigkeit als Gemeinderats-
mitglied nicht mehr bendtigt, sind sie zurickzugeben oder datenschutzkonform zu ver-
nichten bzw. zu I6schen.

Beschlussvorlagen sind interne Ausarbeitungen der Verwaltung flir den Gemeinderat.
Eine Verdffentlichung der Beschlussvorlagen und weiterer Sitzungsunterlagen durch Ge-
meinderatsmitglieder ist nur zulassig, wenn die erste Birgermeisterin und der Gemeinde-
rat unter Berlicksichtigung des Datenschutzes zugestimmt haben und die Unterlagen nur
Tatsachen enthalten, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhal-
tung bedurfen. Die Veroéffentlichung oder Weitergabe von Beschlussvorlagen und weite-
ren Sitzungsunterlagen zu nichtéffentlichen Sitzungen ist nicht zulassig.

Die Gemeinderatsmitglieder, die Uber die technischen Voraussetzungen zum Versenden
und Empfangen elektronischer Post verfiigen, teilen der ersten Blrgermeisterin schriftlich
eine elektronische Adresse mit, an die Einladungen im Sinne des § 22 Ubersandt bzw.
von der Antrage im Sinne des § 23 versandt werden.



(4)

Die Nutzung elektronischer Medien wahrend der Sitzung darf nur erfolgen, soweit durch
sie eine aktive Sitzungsteilnahme nicht gefahrdet und der Sitzungsverlauf nicht gestort
wird. Fur die Fertigung von Ton- und Bildaufnahmen durch Gemeinderatsmitglieder gilt
§ 18 Abs. 2 Satze 3 und 4 entsprechend.

§ 5 Fraktionen, Ausschussgemeinschaften

(1)

1.

Gemeinderatsmitglieder kdnnen sich zur Erreichung gemeinsamer Ziele zu Fraktionen
zusammenschlieRen. Eine Fraktion muss mindestens zwei Mitglieder haben. Die Bildung
und Bezeichnung der Fraktionen sowie deren Vorsitzende und ihre Stellvertretung sind
der ersten BlUrgermeisterin mitzuteilen; diese unterrichtet den Gemeinderat. Satz 3 gilt
entsprechend fiir wahrend der Wahlzeit eintretende Anderungen des Starkeverhaltnisses
der Fraktionen und Gruppen (Art. 33 Abs. 3 GO).

Einzelne Gemeinderatsmitglieder kénnen sich zur Entsendung gemeinsamer Vertreter in
die Ausschisse zusammenschlieRen (Ausschussgemeinschaften; Art. 33 Abs. 1 Satz 5
GO). Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

Die Ausschiisse

Allgemeines

§ 6 Bildung, Vorsitz, Auflosung

(1)

In den Ausschiissen nach § 2 der Satzung zur Regelung von Fragen des ortlichen Ge-
meindeverfassungsrechts sind die den Gemeinderat bildenden Fraktionen und Gruppen
unter Berlcksichtigung von Ausschussgemeinschaften gemaR ihren Vorschlagen nach
dem Verhaltnis ihrer Starke vertreten (Art. 33 Abs. 1 Satz 2 GO); als Gruppe im Sinne
dieser Vorschrift gelten auch einzelne Gemeinderatsmitglieder, die keiner Fraktion,
Gruppe oder Ausschussgemeinschaft angehoéren. Die Sitze werden nach dem Verfahren
Hare-Niemeyer verteilt. Dabei wird die Zahl der Gemeinderatssitze jeder Fraktion, Gruppe
oder Ausschussgemeinschaft mit der Zahl der zu vergebenden Ausschusssitze multipli-
ziert und durch die Gesamtzahl der Gemeinderatssitze geteilt. Jede Fraktion, Gruppe
oder Ausschussgemeinschaft erhalt zunachst so viele Sitze, wie ganze Zahlen auf sie
entfallen. Die weiteren zu vergebenden Sitze sind in der Reihenfolge der héchsten Zah-
lenbruchteile, die sich bei der Berechnung nach Satz 3 ergeben, auf die Fraktionen, Grup-
pen oder Ausschussgemeinschaften zu verteilen. Haben Fraktionen, Gruppen oder Aus-
schussgemeinschaften den gleichen Anspruch auf einen Ausschusssitz, so entscheidet
das Los). Wird durch den Austritt oder Ubertritt von Gemeinderatsmitgliedern das ur-
springliche Starkeverhaltnis der im Gemeinderat vertretenen Fraktionen und Gruppen
verandert, so sind diese Anderungen nach den Séatzen 2 bis 5 auszugleichen (Art. 33 Abs.
3 Satz 1 GO); haben danach Fraktionen, Gruppen oder Ausschussgemeinschaften den
gleichen Anspruch auf einen Ausschusssitz, so entscheidet das Los.

Fir jedes Ausschussmitglied wird fur den Fall seiner Verhinderung auf Vorschlag der
Fraktion, Gruppe oder Ausschussgemeinschaft ein Stellvertreter oder eine Stellvertreterin
namentlich bestellt.

Den Vorsitz in den Ausschissen fihrt die erste Burgermeisterin, einer ihrer Stellvertreter
oder ein von der ersten Burgermeisterin bestimmtes Gemeinderatsmitglied (Art. 33 Abs.
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2 Satz 1 GO). Ist die den Vorsitz Ubernehmende Person bereits Mitglied des Ausschus-
ses, nimmt deren Vertreter fur die Dauer der Ubertragung den Sitz im Ausschuss ein (Art.
33 Abs. 2 Satz 2 GO).

(4) Der Gemeinderat kann Ausschisse jederzeit auflosen (Art. 32 Abs. 5 GO); das gilt nicht
fur Ausschusse, die gesetzlich vorgeschrieben sind.

2. Aufgaben der Ausschiisse

§ 7 Vorberatende Ausschiisse

(1) Vorberatende Ausschiisse haben die Aufgabe, die ihnen Ubertragenen Gegenstande fiir
die Beratung in der Vollversammlung des Gemeinderats vorzubereiten und einen Be-
schlussvorschlag zu unterbreiten.

(2) Es wird folgender vorberatender Ausschuss mit nachstehendem Aufgabenbereich gebil-
det:

Ausschuss fiir Feste, Markte und Offentlichkeitsarbeit

Fir Angelegenheiten des Wiesenfestes, weiterer ortlicher Feste und Markte sowie Fragen
der Offentlichkeitsarbeit

§ 8 Rechnungspriifungsausschuss

Der Rechnungsprifungsausschuss prift die Jahresrechnung (6rtliche Rechnungsprifung,
Art. 103 Abs. 1 GO). Er besteht aus funf ehrenamtlichen Gemeinderatsmitgliedern. Den Vor-
sitz fihrt ein vom Gemeinderat bestimmtes Ausschussmitglied (Art. 103 Abs. 2 GO).

IV. Die erste Biurgermeisterin

1. Aufgaben

§ 9 Vorsitz im Gemeinderat

(1) Die erste Burgermeisterin fuhrt den Vorsitz im Gemeinderat (Art. 36 GO). Sie bereitet die
Beratungsgegenstande vor und beruft die Sitzungen ein (Art. 46 Abs. 2 GO). In den Sit-
zungen leitet sie die Beratung und die Abstimmung, handhabt die Ordnung und (bt das
Hausrecht aus (Art. 53 Abs. 1 GO).

(2) Halt die erste Burgermeisterin Beschlisse des Gemeinderats fiir rechtswidrig, verstandigt
sie den Gemeinderat von ihrer Auffassung und setzt den Vollzug vorlaufig aus. Wird die
Entscheidung aufrechterhalten, flhrt sie die Entscheidung der Rechtsaufsichtsbehdrde
herbei (Art. 59 Abs. 2 GO).



§ 10 Allgemeines

(1)

Die erste Burgermeisterin leitet und verteilt im Rahmen der Geschéaftsordnung die Ge-
schafte (Art. 46 Abs. 1 GO). Sie kann dabei einzelne ihrer Befugnisse den weiteren Buir-
germeistern oder Burgermeisterinnen, nach deren Anhérung auch einem Gemeinderats-
mitglied und in den Angelegenheiten der laufenden Verwaltung Bediensteten der Ge-
meinde oder der Verwaltungsgemeinschaft Ubertragen (Art. 39 Abs. 2 GO). Geschéfts-
verteilung und Befugnisregelung sollen ibereinstimmen.

Die erste Blrgermeisterin vollzieht die Beschliisse des Gemeinderats (Art. 36 GO). Uber
Hinderungsgriinde unterrichtet sie den Gemeinderat unverziglich.

Die erste Blirgermeisterin fihrt die Dienstaufsicht Gber die Gemeindebediensteten und
Ubt die Befugnisse der Dienstvorgesetzten gegeniiber den Gemeindebeamten und Ge-
meindebeamtinnen aus (Art. 37 Abs. 4, Art. 43 Abs. 3 GO). Fur Beamte und Bedienstete
der Verwaltungsgemeinschaft ist dies Aufgabe des Gemeinschaftsvorsitzenden.

Die erste Burgermeisterin verpflichtet die weiteren Blrgermeister und Burgermeisterinnen
schriftlich, alle Angelegenheiten geheim zu halten, die im Interesse der Sicherheit oder
anderer wichtiger Belange der Bundesrepublik oder eines ihrer Lander Unbefugten nicht
bekannt werden durfen. In gleicher Weise verpflichtet sie Gemeinderatsmitglieder und
Gemeindebedienstete, bevor sie mit derartigen Angelegenheiten befasst werden (Art.
56a GO).

§ 11 Einzelne Aufgaben der ersten Blirgermeisterin

(1)

Die erste Burgermeisterin erledigt vorbehaltlich der Zustandigkeit der Verwaltungsge-
meinschaft in eigener Zustandigkeit

1. die laufenden Angelegenheiten, die fur die Gemeinde keine grundsatzliche Bedeu-
tung haben und keine erheblichen Verpflichtungen erwarten lassen (Art. 37 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 GO),

2. die den Gemeinden durch ein Bundesgesetz oder auf Grund eines Bundesgesetzes
Ubertragenen hoheitlichen Aufgaben in Angelegenheiten der Verteidigung ein-
schliellich des Wehrersatzwesens und des Schutzes der Zivilbevélkerung, soweit
nicht fur haushalts- oder personalrechtliche Entscheidungen der Gemeinderat zu-
standig ist (Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 GO),

3. die Angelegenheiten, die im Interesse der Sicherheit der Bundesrepublik oder eines
ihrer Lander geheim zu halten sind (Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 GO),

4. die ihr vom Gemeinderat nach Art. 37 Abs. 2 Satz 1 GO Ubertragenen Angelegen-
heiten,

5. die Entscheidung Uber die Einstellung, Héhergruppierung (nicht nur voriibergehende
Ubertragung einer hdherwertigen Tatigkeit), Abordnung, Versetzung, Zuweisung an
einen Dritten, Beschaftigung mittels Personalgestellung und Entlassung von Arbeit-
nehmern und Arbeitnehmerinnen bis zur Entgeltgruppe 8 des TV6D oder bis zu ei-
nem entsprechenden Entgelt (Art. 43 Abs. 2 Satz 1 GO),

6. die voriibergehende Ubertragung einer héher zu bewertenden Tatigkeit auf einen Ar-
beitnehmer oder eine Arbeitnehmerin im Geltungsbereich des TV6D oder eines ent-
sprechenden Tarifvertrags,

7. dringliche Anordnungen und unaufschiebbare Geschéfte (Art. 37 Abs. 3 GO),
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8. die Vertretung der Gemeinde in Unternehmen in Privatrechtsform (Art. 93 Abs. 1
GO),

(2) Zu den Aufgaben der ersten Burgermeisterin gehéren insbesondere auch:

1. in Personalangelegenheiten der Gemeindebediensteten:

a)

b)

der Vollzug zwingender gesetzlicher oder tarifrechtlicher Vorschriften sowie et-
waiger Grundsatzbeschlisse des Gemeinderates,

Entscheidungen im Zusammenhang mit Nebentatigkeiten

2. in allen Angelegenheiten mit finanziellen Auswirkungen fir die Gemeinde:

a)

b)

d)

f)

die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln

¢ im Vollzug zwingender Rechtsvorschriften und im Rahmen von Richtlinien
des Gemeinderats, in denen die Leistungen nach Voraussetzung und
Hohe festgelegt sind,

e im Ubrigen bis zu einem Betrag von 10.000 € im Einzelfall,

der Erlass, die Niederschlagung, die Stundung und die Aussetzung der Vollzie-
hung von Abgaben, insbesondere von Steuern, Beitragen und Gebuhren sowie
von sonstigen Forderungen bis zu folgenden Betradgen im Einzelfall:

e Erlass 1.000 €
¢ Niederschlagung 5.000 €
e Stundung (zinslos) 1.000 €
e Stundung bis ein Jahr (mit Stundungszinsen) 10.000 €
e Stundungen langer als ein Jahr 5.000 €
e Aussetzung der Vollziehung 10.000 €

Stundungen und Aussetzungen der Vollziehung von Anspriichen in Héhe von
mehr als 2.500 € sind dem Gemeinderat in seiner nachsten Sitzung bekannt zu
geben.

die Entscheidung Uber UberplanmaRige Ausgaben bis zu einem Betrag von
5.000 € und Uber aulRerplanmafige Ausgaben bis zu einem Betrag von 2.500
€ im Einzelfall, soweit sie unabweisbar sind und die Deckung gewabhrleistet ist
(Art. 66 Abs. 1 Satz 1 GO),

Handlungen oder Unterlassen jeder Art mit Auswirkungen fir die Gemeinde,
insbesondere der Abschluss von Vertragen und sonstiger Rechtsgeschéafte so-
wie die Wahrnehmung von Rechten und Pflichten der Gemeinde, bis zu einem
Betrag oder — falls dieser zum Zeitpunkt der Handlung oder des Unterlassens
nicht feststeht — einer Wertgrenze oder einem geschatzten Auftragswert von
10.000 €,

Nachtrage zu Vertragen und Rechtsgeschéften, die einzeln oder zusammen
die urspringlich vereinbarte Auftragssumme um nicht mehr als 10%, insgesamt
jedoch nicht mehr als 5.000 € erhéhen,

die Gewahrung von Zuschissen, auch in der Form unentgeltlicher Nutzungs-
Uberlassung von Raumen, an Vereine und Verbande bis zu einem Betrag von
1.000 € je Einzelfall.

3. in allgemeinen Rechts- und Verwaltungsangelegenheiten:
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a)

b)

die Behandlung von Rechtsbehelfen einschliel3lich Abhilfeverfahren, die Ab-
gabe von Prozesserklarungen einschliel3lich Klageerhebung, Einlegung von
Rechtsmitteln und Abschluss von Vergleichen sowie die Erteilung des Mandats
an einen Prozessbevollmachtigten oder eine Prozessbevollméachtigte, wenn
die finanzielle Auswirkung auf die Gemeinde bzw., falls diese nicht bestimmbar,
der Streitwert 10.000 € voraussichtlich nicht tbersteigt und die Angelegenheit
keine grundsatzliche Bedeutung hat,

Angelegenheiten des Ubertragenen Wirkungskreises, soweit sie nicht von der
Verwaltungsgemeinschaft erledigt werden oder dem Gemeinderat vorbehalten
sind (§§ 2), insbesondere Staatsangehdrigkeits- und Personenstandswesen,
Meldewesen, Wahlrecht und Statistik, Gesundheits- und Veterinarwesen, 6f-
fentliches Versicherungswesen, Lastenausgleich.

4. in Bauangelegenheiten:

a)

b)

c)

d)

f)

die Abgabe der Erklarung der Gemeinde nach Art. 58 Abs. 1 Satz 1 bzw. die
Mitteilung nach Art. 58 Abs. 2 Satz 6 BayBO,

die Behandlung der Anzeige nach Art. 57 Abs. 5 Satz 2 BayBO,

die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach, Art. 65 Abs. 1 Satz 4
BayBO, § 36 BauGB und Art. 63 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 1 BayBO fiir Gebaude
der Gebaudeklassen 1 bis 3 sowie fir bauliche Anlagen, die keine Gebaude
sind, mit einer Héhe bis zu 10 m, im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes
nach § 30 Abs. 1 BauGB oder eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
nach § 30 Abs. 2 BauGB, soweit fur das Vorhaben die Erteilung nur geringfu-
giger Ausnahmen und Befreiungen nach § 31 BauGB erforderlich ist,

die Zulassung von isolierten Abweichungen im Sinne des Art. 63 Abs. 3 Satz 1
BayBO,

die Zustimmung nach § 36a BauGB fur Gebaude der Gebaudeklassen 1 bis 3
bei Abweichungen, die einem Einzelvorhaben nach § 246e Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
oder Nr. 3 dienen und keinen erheblichen Abweichungsumfang aufweisen, im
Geltungsbereich eines Bebauungsplans nach § 30 Abs. 1 BauGB oder eines
vorhabenbezogenen Bebauungsplans nach § 30 Abs. 2 BauGB,

die Erteilung von Negativzeugnissen nach § 28 Abs. 1 Satz 3 BauGB bei Nicht-
bestehen eines Vorkaufsrechts.

Uber unter Buchst. a) bis e) getroffene Entscheidungen ist der Gemeinderat in der
darauf folgenden Sitzung zu informieren.

(3) Beiwiederkehrenden Leistungen ist fur die Bemessung von Wertgrenzen nach Abs. 2 der
Zeitraum malgeblich, flr den die rechtliche Bindung bestehen soll; ist dieser Zeitraum
nicht bestimmbar, so ist der flinffache Jahresbetrag anzusetzen.

(4) Soweit die Aufgaben nach Absatz 1 Nr. 7 bzw. Absatz 2 nicht unter Art. 37 Abs. 1 Satz 1
GO fallen, werden sie hiermit der ersten Burgermeisterin gemaf Art. 37 Abs. 2 GO zur
selbststandigen Erledigung Gbertragen.

§ 12 Vertretung der Gemeinde nach auRen

(1) Die Befugnis der ersten Bilirgermeisterin zur Vertretung der Gemeinde nach aul3en bei
der Abgabe von rechtserheblichen Erklarungen (Art. 38 Abs. 1 GO) beschrankt sich auf
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den Vollzug der einschlagigen Beschlisse des Gemeinderats, soweit die erste Burger-
meisterin nicht gemanR § 11 zum selbststandigen Handeln befugt ist.

(2) Die erste Burgermeisterin kann im Rahmen ihrer Vertretungsbefugnis unter Beachtung
des Art. 39 Abs. 2 GO anderen Personen Vollmacht zur Vertretung der Gemeinde ertei-
len.

§ 13 Abhalten von Biirgerversammlungen

(1) Die erste Burgermeisterin beruft mindestens einmal jahrlich, auf Verlangen des Gemein-
derats auch ofter, eine Blrgerversammlung ein (Art. 18 Abs. 1 GO). Den Vorsitz in der
Versammlung fihrt die erste Blirgermeisterin oder eine von ihr bestellte Vertretung.

(2) Auf Antrag von Gemeindebirgern und Gemeindebirgerinnen nach Art. 18 Abs. 2 GO
beruft die erste Blrgermeisterin dartber hinaus eine weitere Blrgerversammlung ein, die
innerhalb von drei Monaten nach Eingang des Antrags bei der Gemeinde stattzufinden
hat.

§ 14 Sonstige Geschafte

Die Befugnisse der ersten Blrgermeisterin, die auflderhalb der Gemeindeordnung gesetzlich
festgelegt sind (z. B. Wahrnehmung der standesamtlichen Geschéafte, Aufnahme von Nottes-
tamenten usw.), bleiben unberthrt.

2. Stellvertretung
§ 15 Weitere Burgermeister, Aufgaben

(1) Die erste Birgermeisterin wird im Fall der Verhinderung vom zweiten Blirgermeister oder
und wenn dieser ebenfalls verhindert ist vom dritten Blirgermeister vertreten (Art. 39 Abs.
1 Satz 1 GO).

(2) Der Stellvertreter bt im Verhinderungsfall die gesamten gesetzlichen und geschaftsord-
nungsmafigen Befugnisse der ersten Blrgermeisterin aus.

(3) Ein Fall der Verhinderung liegt vor, wenn die zu vertretende Person aus tatsachlichen
oder rechtlichen Griinden, insbesondere wegen Abwesenheit, Urlaub, Krankheit, vorlau-
figer Dienstenthebung oder persdnlicher Beteiligung nicht in der Lage ist, ihr Amt auszu-
uben. Ist die zu vertretende Person bei Abwesenheit gleichwohl dazu in der Lage, die
Amtsgeschafte auszutben und bei Bedarf wieder rechtzeitig vor Ort zu sein, liegt ein Fall
der Verhinderung nicht vor.
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B.

Der Geschaftsgang

Allgemeines

§ 16 Verantwortung fiir den Geschaftsgang

(1)

Gemeinderat und erste Birgermeisterin sorgen fliir den ordnungsgemafen Gang der Ge-
schafte, insbesondere flr den Vollzug der gesetzlichen Vorschriften im eigenen und, so-
weit nicht die Verwaltungsgemeinschaft zustandig ist, im tGbertragenen Wirkungskreis und
fur die Durchfiihrung der gesetzmafigen Anordnungen und Weisungen der Staatsbehor-
den. Sie schaffen die dazu erforderlichen Einrichtungen (Art. 56 Abs. 2, Art. 59 Abs. 1
GO).

Eingaben und Beschwerden der Gemeindeeinwohner an den Gemeinderat (Art. 56 Abs.
3 GO) werden durch die Verwaltung vorbehandelt und sodann dem Gemeinderat vorge-
legt. Eingaben, die in den Zustandigkeitsbereich der ersten Blrgermeisterin fallen, erle-
digt diese in eigener Zustandigkeit; in bedeutenden Angelegenheiten unterrichtet sie den
Gemeinderat. Eingaben, die in den Zustandigkeitsbereich der Verwaltungsgemeinschaft
fallen, leitet die erste Burgermeisterin an die Verwaltungsgemeinschaft weiter.

§ 17 Sitzungen, Beschlussfihigkeit

(1)

(2)

Der Gemeinderat beschliel3t in Sitzungen (Art. 47 Abs. 1 GO). Eine Beschlussfassung
durch mindliche Befragung aulRerhalb der Sitzungen oder im Umlaufverfahren ist ausge-
schlossen.

Der Gemeinderat ist beschlussfahig, wenn samtliche Mitglieder ordnungsgemal geladen
sind und die Mehrheit der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist (Art. 47 Abs. 2
GO).

Wird der Gemeinderat wegen Beschlussunfahigkeit in einer friiheren Sitzung infolge einer
nicht ausreichenden Zahl anwesender Mitglieder zum zweiten Mal zur Verhandlung Uber
denselben Gegenstand zusammengerufen, so ist er ohne Ricksicht auf die Zahl der Er-
schienenen beschlussfahig. Bei der zweiten Einladung muss auf diese Bestimmung hin-
gewiesen werden (Art. 47 Abs. 3 GO).

§ 18 Offentliche Sitzungen

(1)

(2)

Die Sitzungen des Gemeinderats sind 6ffentlich, soweit nicht Riicksichten auf das Wohl
der Allgemeinheit oder auf berechtigte Anspriiche Einzelner entgegenstehen (Art. 52 Abs.
2 GO).

Die offentlichen Sitzungen des Gemeinderats sind allgemein zuganglich, soweit der fur
die Zuhdrerschaft bestimmte Raum ausreicht. Fir die Medien ist stets eine angemessene
Zahl von Platzen freizuhalten. Ton- und Bildaufnahmen jeder Art bedlrfen der Zustim-
mung der oder des Vorsitzenden und des Gemeinderats; sie sind auf Verlangen eines
einzelnen Mitglieds hinsichtlich seiner Person zu unterlassen. Ton- und Bildaufnahmen
von Gemeindebediensteten bzw. Bediensteten der Verwaltungsgemeinschaft und sons-
tigen Sitzungsteilnehmern sind nur mit deren Einwilligung zulassig.

Zuhdrende, welche die Ordnung der Sitzung stdren, kdnnen durch den Vorsitzenden oder
die Vorsitzende aus dem Sitzungssaal gewiesen werden (Art. 53 Abs. 1 GO).
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§ 19 Nichtoffentliche Sitzungen

(1)

(2)

PN~

In nichtoffentlicher Sitzung werden in der Regel behandelt:

Personalangelegenheiten,

Rechtsgeschafte in Grundsticksangelegenheiten,

Angelegenheiten, die dem Sozial- oder Steuergeheimnis unterliegen,
Auftragsvergaben. Hier ist dem Gemeinderat eine Ubersicht der Bieter und Angebote
vorzulegen.

Aulerdem werden in nichtoffentlicher Sitzung behandelt:

1. Angelegenheiten des Ubertragenen Wirkungskreises, deren nichtéffentliche Behand-

lung im Einzelfall von der Aufsichtsbehdrde verfugt ist,

2. sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Gesetz vorgeschrieben oder

nach der Natur der Sache erforderlich ist.

Zu nichtoéffentlichen Sitzungen kdnnen im Einzelfall durch Beschluss Personen, die dem
Gemeinderat nicht angehéren, hinzugezogen werden, wenn deren Anwesenheit fir die
Behandlung des jeweiligen Beratungsgegenstandes erforderlich ist. Diese Personen sol-
len zur Verschwiegenheit nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 Verpflichtungsgesetz verpflichtet werden.

Die in nichtoffentlicher Sitzung gefassten BeschlUsse gibt die erste Burgermeisterin der
Offentlichkeit bekannt, sobald die Grunde fir die Geheimhaltung weggefallen sind (Art.
52 Abs. 3 GO).

Vorbereitung der Sitzungen

§ 20 Einberufung

(1)

Die erste Blrgermeisterin beruft die Gemeinderatssitzungen ein, wenn die Geschaftslage
es erfordert oder wenn ein Viertel der Gemeinderatsmitglieder es schriftlich unter Be-
zeichnung des Beratungsgegenstandes beantragt (Art. 46 Abs. 2 Satze 1 und 2 GO). Im
Fall des Art. 46 Abs. 2 Satz 2 GO beruft sie die Gemeinderatssitzung so rechtzeitig ein,
dass die Sitzung spatestens am 14. Tag nach Eingang des Verlangens bei ihr stattfinden
kann (Art. 46 Abs. 2 Satz 4 GO).

Die Sitzungen finden im Sitzungssaal des Burgerhauses Leupoldsgrin statt; sie beginnen
in der Regel um 18.30 Uhr. Regelmafiger Sitzungstag fir Gemeinderatssitzungen ist der
zweite Freitag im Monat. In der Einladung (§ 22) kann im Einzelfall etwas anderes be-
stimmt werden.

§ 21 Tagesordnung

(1)

Die erste Blrgermeisterin setzt die Tagesordnung fest. Rechtzeitig eingegangene An-
trage von Gemeinderatsmitgliedern setzt die erste Birgermeisterin moglichst auf die Ta-
gesordnung der nachsten Sitzung. Ist das nicht mdglich, sind die Antrage in jedem Fall
innerhalb von drei Monaten auf die Tagesordnung einer Gemeinderatssitzung zu setzen.
Eine materielle Vorprifung findet nicht statt.

In der Tagesordnung sind die Beratungsgegenstande einzeln und inhaltlich konkretisiert
zu benennen, damit es den Gemeinderatsmitgliedern ermdglicht wird, sich auf die Be-
handlung der jeweiligen Gegenstande vorzubereiten. Soweit die Konkretisierungen
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schutzwurdige Daten enthalten, konnen diese den Gemeinderatsmitgliedern ggf. geson-
dert zur Verfligung gestellt werden. Das gilt sowohl fiir 6ffentliche als auch fir nichtoffent-
liche Gemeindessitzungen.

Die Tagesordnung fir 6ffentliche Sitzungen ist jeweils unter Angabe von Ort und Zeit der
Sitzung spatestens am 3. Tag vor der Sitzung ortsiblich bekannt zu machen (Art. 52 Abs.
1 GO). Die Tagesordnung nichtéffentlicher Sitzungen wird nicht bekannt gemacht.

Den értlichen Medien soll die Tagesordnung jeder 6ffentlichen Sitzung rechtzeitig mitge-
teilt werden.

§ 22 Form und Frist fiir die Einladung

(1)

Die Gemeinderatsmitglieder werden mit ihrem Einverstandnis elektronisch zu den Sitzun-
gen eingeladen, indem der Sitzungstermin und der Sitzungsort durch eine E-Mail und die
Tagesordnung durch einen mit dieser E-Mail versandten Link auf ein in einem technisch
individuell gegen Zugriffe Dritter geschiitzten Bereich (Ratsinformationssystem) einge-
stelltes und abrufbares Dokument mitgeteilt werden. Die Tagesordnung kann bis spates-
tens zum Ablauf des dritten Tages vor der Sitzung ergénzt werden. Ist eine elektronische
Sitzungsladung ausnahmsweise seitens der Gemeinde bzw. der Verwaltungsgemein-
schaft technisch oder rechtlich unmoglich, werden die Gemeinderatsmitglieder schriftlich
unter BeiflUgung der Tagesordnung sowie weiterer Unterlagen, insbesondere Beschluss-
vorlagen, soweit diese sachdienlich sind und Gesichtspunkte der Vertraulichkeit sowie
des Datenschutzes nicht entgegenstehen, geladen.

Die Tagesordnung geht zu, wenn die E-Mail nach Absatz 1 Satz 1 im elektronischen
Briefkasten des Empfangers oder bei seinem Provider abrufbar eingegangen und ubli-
cherweise mit der Kenntnisnahme zu rechnen ist.

Der Tagesordnung sollen weitere Unterlagen, insbesondere Beschlussvorlagen, beige-
fugt werden, wenn und soweit das sachdienlich ist und Gesichtspunkte der Vertraulichkeit
sowie des Datenschutzes nicht entgegenstehen. Die weiteren Unterlagen werden grund-
satzlich nur elektronisch im Ratsinformationssystem im Sinne von Absatz 1 Satz 1 zur
Verfligung gestellt.

Die Gemeinderatsmitglieder erhalten die Tagesordnung nachrichtlich in schriftlicher
Form.

Die Ladungsfrist betragt sechs Tage; sie kann in dringenden Fallen auf drei Tage verkiirzt
werden. Der Sitzungstag und der Tag des Zugangs der Ladung werden bei der Berech-
nung der Frist nicht mitgerechnet.

§ 23 Antrage

(1)

(2)

Antrage, die in einer Sitzung behandelt werden sollen, sind schriftlich zu stellen und aus-
reichend zu begriinden. Sie sollen spatestens am 14. Tag vor der Sitzung bei der ersten
Blrgermeisterin eingereicht werden. Soweit ein Antrag mit Ausgaben verbunden ist, die
im Haushaltsplan nicht vorgesehen sind, soll er einen Deckungsvorschlag enthalten.

Verspatet eingehende oder erst unmittelbar vor oder wahrend der Sitzung gestellte An-
trage kénnen nachtraglich in die Tagesordnung aufgenommen werden, wenn

1. die Angelegenheit dringlich ist und der Gemeinderat der Behandlung mehrheitlich zu-
stimmt oder
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2. samtliche Mitglieder des Gemeinderats anwesend sind und kein Mitglied der Behand-
lung widerspricht.

(3) Antrage zur Geschéaftsordnung, z.B. Nichtbefassungsantrage, Zuriickziehung eines An-
trags u.a., Antrage auf Festsetzung eines Ordnungsgeldes nach Art. 53 Abs. 3 GO oder
einfache Sachantrage, z.B. Anderungsantrége, kénnen auch wahrend der Sitzung und
ohne Beachtung der Schriftform gestellt werden.

lll. Sitzungsverlauf

§ 24 Eroffnung der Sitzung

(1) Die oder der Vorsitzende eroffnet die Sitzung. Sie oder er stellt die ordnungsgemalie La-
dung der Gemeinderatsmitglieder sowie die Beschlussfahigkeit des Gemeinderats fest
und erkundigt sich nach Einwanden gegen die Tagesordnung. Ferner lasst sie oder er
Uber die Genehmigung der Niederschrift (iber die vorangegangene offentliche Sitzung,
falls sie mit der Einladung verschickt wurde, abstimmen. Gemeinderatsmitglieder, die an
dieser Sitzung nicht teilgenommen haben, kénnen sich bei der Genehmigung der Nieder-
schrift der Stimme enthalten.

(2) In die Niederschrift Uber die vorangegangene nichtoffentliche Sitzung kann unmittelbar
vor Beginn der nichtéffentlichen Sitzung eingesehen werden. Im Ubrigen verliest die oder
der Vorsitzende die Beschliisse der letzten nichtoffentlichen Sitzung.

§ 25 Eintritt in die Tagesordnung

(1) Die einzelnen Tagesordnungspunkte werden in der in der Tagesordnung festgelegten
Reihenfolge behandelt. Die Reihenfolge kann durch Beschluss geandert werden.

(2) Soll ein Tagesordnungspunkt in nichtéffentlicher Sitzung behandelt werden (§ 19), so wird
dariiber vorweg unter Ausschluss der Offentlichkeit beraten und entschieden (Art. 52 Abs.
2 Satz 2 GO). Wird von vornherein zu einer nichtoffentlichen Sitzung eingeladen, gilt die
Behandlung in nichtoffentlicher Sitzung als gebilligt, wenn und soweit nicht der Gemein-
derat anders entscheidet.

(3) Die oder der Vorsitzende oder eine von ihr oder ihm mit der Berichterstattung beauftragte
Person tragt den Sachverhalt der einzelnen Tagesordnungspunkte vor und erlautert ihn.
Anstelle des miindlichen Vortrags kann auf schriftliche Vorlagen verwiesen werden.

(4) Zu Tagesordnungspunkten, die in einem Ausschuss behandelt worden sind, ist die Emp-
fehlung des Ausschusses bekannt zu geben.

(5) Soweit erforderlich, konnen auf Anordnung der oder des Vorsitzenden oder auf Beschluss
des Gemeinderats Sachverstandige zugezogen und gutachtlich gehdrt werden. Entspre-
chendes gilt fir sonstige sachkundige Personen.

§ 26 Beratung der Sitzungsgegenstande

(1) Nach der Berichterstattung, gegebenenfalls nach dem Vortrag der Sachverstandigen, er-
offnet die oder der Vorsitzende die Beratung.
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Mitglieder des Gemeinderats, die nach den Umstanden annehmen mussen, von der Be-
ratung und Abstimmung zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung wegen persoénli-
cher Beteiligung (Art. 49 Abs. 1 GO) ausgeschlossen zu sein, haben dies vor Beginn der
Beratung der oder dem Vorsitzenden unaufgefordert mitzuteilen. Entsprechendes gilt,
wenn Anhaltspunkte dieser Art wahrend der Beratung erkennbar werden. Das wegen per-
sonlicher Beteiligung ausgeschlossene Mitglied hat wahrend der Beratung und Abstim-
mung seinen Platz am Beratungstisch zu verlassen; es kann bei 6ffentlicher Sitzung im
Zuhorerraum Platz nehmen, bei nichtoffentlicher Sitzung verlasst es den Raum.

Sitzungsteilnehmer durfen das Wort nur ergreifen, wenn es ihnen von der oder dem Vor-
sitzenden erteilt wird. Die oder der Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der
Wortmeldungen. Bei gleichzeitiger Wortmeldung entscheidet die oder der Vorsitzende
Uber die Reihenfolge. Bei Wortmeldungen ,zur Geschaftsordnung” ist das Wort aul3er der
Reihe sofort zu erteilen. Zuhérern kann das Wort nur erteilt werden, wenn dies der Ge-
meinderat vorher genehmigt hat.

Redner und Rednerinnen sprechen von ihrem Platz aus; sie richten ihre Rede an den
Gemeinderat. Die Redebeitrage missen sich auf den jeweiligen Tagesordnungspunkt be-
ziehen.

Wahrend der Beratung Uber einen Antrag sind nur zulassig:
1. Antrage zur Geschaftsordnung,

2. Zusatz- oder Anderungsantrage oder Antrage auf Zuriickziehung des zu beratenden
Antrags.

Uber Antrage zur Geschéftsordnung ist sofort abzustimmen; eine Beratung zur Sache
selbst findet insoweit nicht statt.

Wenn keine Wortmeldungen mehr vorliegen, wird die Beratung von dem oder der Vorsit-
zenden geschlossen.

Bei Verstold gegen die vorstehenden Regeln zu Redebeitragen, ruft der oder die Vorsit-
zende zur Ordnung und macht die betreffende Person auf den Verstol3 aufmerksam. Bei
weiteren VerstdRen kann der oder die Vorsitzende ihr das Wort entziehen.

Gegen Mitglieder des Gemeinderats, die die Ordnung erheblich stéren, kann die oder der
Vorsitzende mit Zustimmung des Gemeinderats ein Ordnungsgeld bis zu 500 €, im Wie-
derholungsfall bis zu 1.000 €, festsetzen. Ein Wiederholungsfall im Sinne von Satz 1 liegt
vor, wenn gegenuber dem Mitglied innerhalb derselben Sitzung bereits ein Ordnungsgeld
festgesetzt wurde (Art. 53 Abs. 3 GO).

Mitglieder des Gemeinderats, die die Ordnung fortgesetzt erheblich stéren, sodass der
Sitzungsfortgang unmdéglich gemacht oder jedenfalls wesentlich erschwert wird kann die
oder der Vorsitzende mit Zustimmung des Gemeinderats von der Sitzung ausschlie3en.
Uber den Ausschluss von weiteren Sitzungen entscheidet der Gemeinderat (Art. 53 Abs.
2 GO).

(10) Die oder der Vorsitzende kann die Sitzung unterbrechen oder aufheben, falls Ruhe und

Ordnung im Sitzungssaal auf andere Weise nicht wiederhergestellt werden kénnen. Eine
unterbrochene Sitzung ist spatestens am nachsten Tag fortzuflihren; einer neuerlichen
Einladung hierzu bedarf es nicht. Die Beratung ist an dem Punkt fortzusetzen, an dem die
Sitzung unterbrochen wurde. Die oder der Vorsitzende gibt Zeit und Ort der Fortsetzung
bekannt.
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§ 27 Abstimmung

(1)

Nach Durchfuhrung der Beratung oder nach Annahme eines Antrags auf ,Schluss der
Beratung” schlief3t die oder der Vorsitzende die Beratung und lasst tGber den Beratungs-
gegenstand abstimmen. Er oder sie vergewissert sich zuvor, ob die Beschlussfahigkeit (§
17 Abs. 2 und 3) gegeben ist.

Stehen mehrere Antrage zur Abstimmung, so wird Uber sie in der nachstehenden Rei-
henfolge abgestimmt:

1. Antrage zur Geschéaftsordnung,

2. Antrage, die mit der Empfehlung eines Ausschusses Ubereinstimmen; (ber sie ist vor
allen anderen Antragen zum gleichen Beratungsgegenstand abzustimmen,

3. weitergehende Antrage; das sind die Antrage, die voraussichtlich einen gréfieren Auf-
wand erfordern oder einschneidendere Malknahmen zum Gegenstand haben,

4. friher gestellte Antrage vor spater gestellten, sofern der spatere Antrag nicht unter die
Nrn. 1 bis 3 fallt.

Grundsatzlich wird Uber jeden Antrag insgesamt abgestimmt. Uber einzelne Teile eines
Antrags wird getrennt abgestimmt, wenn dies beschlossen wird oder die oder der Vorsit-
zende eine Teilung vornimmt.

Vor der Abstimmung soll der Antrag verlesen werden. Die oder der Vorsitzende formuliert
die zur Abstimmung anstehende Frage so, dass sie mit ,ja” oder ,nein” beantwortet wer-
den kann. Grundsatzlich wird in der Reihenfolge ,ja” / ,nein” abgestimmt.

Beschlisse werden in offener Abstimmung durch Handaufheben oder auf Beschluss des
Gemeinderats durch namentliche Abstimmung mit einfacher Mehrheit der Abstimmenden
gefasst, soweit nicht im Gesetz eine besondere Mehrheit vorgeschrieben ist. Bei Stim-
mengleichheit ist der Antrag abgelehnt (Art. 51 Abs. 1 GO); wird dadurch ein ausnahms-
weise negativ formulierter Antrag abgelehnt, bedeutet dies nicht die Beschlussfassung
Uber das Gegenteil. Kein Mitglied des Gemeinderats darf sich der Stimme enthalten (Art.
48 Abs. 1 Satz 2 GO). § 24 Abs. 1 Satz 4 bleibt unberuhrt.

Die Stimmen sind, soweit erforderlich, durch die Vorsitzenden oder den Vorsitzenden zu
zahlen. Das Abstimmungsergebnis ist unmittelbar nach der Abstimmung bekannt zu ge-
ben; dabei ist festzustellen, ob der Antrag angenommen oder abgelehnt ist.

Uber einen bereits zur Abstimmung gebrachten Antrag kann in derselben Sitzung die Be-
ratung und Abstimmung nicht nochmals aufgenommen werden, wenn nicht alle Mitglie-
der, die an der Abstimmung teilgenommen haben, mit der Wiederholung einverstanden
sind. In einer spateren Sitzung kann, soweit gesetzlich nichts anderes vorgesehen, ein
bereits zur Abstimmung gebrachter Beratungsgegenstand insbesondere dann erneut be-
handelt werden, wenn neue Tatsachen oder neue gewichtige Gesichtspunkte vorliegen
und der Beratungsgegenstand ordnungsgemaf auf die Tagesordnung gesetzt wurde.

§ 28 Wahlen

(1)

(2)

Fir Entscheidungen des Gemeinderats, die in der Gemeindeordnung oder in anderen
Rechtsvorschriften als Wahlen bezeichnet werden, gilt Art. 51 Abs. 3 GO, soweit in ande-
ren Rechtsvorschriften nichts Abweichendes bestimmt ist.

Wahlen werden in geheimer Abstimmung mit Stimmzetteln vorgenommen. Ungliltig sind
insbesondere Neinstimmen, leere Stimmzettel und solche Stimmzettel, die den Namen
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des Gewahlten nicht eindeutig ersehen lassen oder aufgrund von Kennzeichen oder ahn-
lichem das Wahlgeheimnis verletzen kénnen.

(3) Gewahlt ist, wer mehr als die Halfte der abgegebenen giiltigen Stimmen erhalt. Ist min-
destens die Halfte der abgegebenen Stimmen ungliltig, ist die Wahl zu wiederholen. 3lst
die Mehrheit der abgegebenen Stimmen glltig und erhalt niemand mehr als die Halfte der
abgegebenen giltigen Stimmen, findet Stichwahl unter den beiden sich bewerbenden
Personen mit den héchsten Stimmenzahlen statt. Haben im ersten Wahlgang mehr als
zwei Personen die gleiche hochste Stimmenzahl, wird die Wahl wiederholt. Haben meh-
rere Personen die gleiche zweithdchste Stimmenzahl, entscheidet das Los daruber, wer
von ihnen in die Stichwahl kommt. Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet
gleichfalls das Los.

§ 29 Anfragen

Die Gemeinderatsmitglieder kénnen in jeder Sitzung nach Erledigung der Tagesordnung an
die Vorsitzende oder den Vorsitzenden Anfragen lber solche Gegenstande richten, die in die
Zustandigkeit des Gemeinderats fallen und nicht auf der Tagesordnung stehen. Nach Mog-
lichkeit sollen die oder der Vorsitzende oder anwesende Gemeindebedienstete bzw. Bediens-
tete der Verwaltungsgemeinschaft solche Anfragen sofort beantworten. Ist das nicht mdglich,
so werden sie in der nachsten Sitzung oder schriftlich beantwortet. Eine Aussprache lber
Anfragen findet in der Sitzung grundsatzlich nicht statt.

§ 30 Beendigung der Sitzung

Nach Behandlung der Tagesordnung und etwaiger Anfragen schlie3t der oder die Vorsitzende
die Sitzung.

IV. Sitzungsniederschrift

§ 31 Form und Inhalt

(1) Uber die Sitzungen des Gemeinderats werden Niederschriften gefertigt, deren Inhalt sich
nach Art. 54 Abs. 1 GO richtet. Die Niederschriften werden getrennt nach 6ffentlichen und
nichtéffentlichen Tagesordnungspunkten gefiihrt. Niederschriften sind jahrgangsweise zu
binden.

(2) Als Hilfsmittel fur das Anfertigen der Niederschrift kbnnen Tonaufnahmen gefertigt wer-
den. Der Tontrager ist unverziglich nach Genehmigung der Niederschrift zu Idschen und
darf Aul3enstehenden nicht zuganglich gemacht werden.

(3) Ist ein Mitglied des Gemeinderats bei einer Beschlussfassung abwesend, so ist dies in
der Niederschrift besonders zu vermerken. Jedes Mitglied kann verlangen, dass in der
Niederschrift festgehalten wird, wie es abgestimmt hat (Art. 54 Abs. 1 Satz 3 GO).

(4) Die Niederschrift ist von dem oder der Vorsitzenden und vom Schriftfiihrer oder der
Schriftfihrerin zu unterzeichnen und vom Gemeinderat zu genehmigen (Art. 54 Abs. 2
GO).

(5) Neben der Niederschrift werden Anwesenheitslisten geflihrt.
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§ 32 Einsichtnahme und Abschrifterteilung

(1)

V.

In die Niederschriften Gber &ffentliche Sitzungen kénnen alle Gemeindebiirger und Ge-
meindeburgerinnen Einsicht nehmen und sich gegen Kostenerstattung Kopien fur den
Eigengebrauch erteilen lassen; dasselbe gilt fir auswarts wohnende Personen hinsicht-
lich ihres Grundbesitzes oder ihrer gewerblichen Niederlassungen im Gemeindegebiet
(Art. 54 Abs. 3 Satze 2 bis 4 GO).

Gemeinderatsmitglieder kénnen jederzeit die Niederschriften tber 6ffentliche und nicht-
offentliche Sitzungen einsehen und sich Kopien der Niederschriften 6ffentlicher Sitzungen
fur den Eigengebrauch erteilen lassen (Art. 54 Abs. 3 Satz 1 GO). Abschriften von Be-
schllssen, die in nichtoffentlicher Sitzung gefasst wurden, kénnen sie verlangen, wenn
die Grinde fir die Geheimhaltung weggefallen sind (Art. 52 Abs. 3 i.V.m. Art. 54 Abs. 3
Satz 1 GO).

Niederschriften Uber o6ffentliche Sitzungen kdnnen den Gemeinderatsmitgliedern im
Ratsinformationssystem zur Verfiigung gestellt werden. Gleiches gilt fiir Beschlisse, die
in nichtoffentlicher Sitzung gefasst wurden, wenn die Griinde fir die Geheimhaltung
weggefallen sind.”

Die Absatze 1 und 2 gelten auch fiir Niederschriften friiherer Wahlzeiten.

In Rechnungsprifungsangelegenheiten kdnnen die Gemeinderatsmitglieder jederzeit die
Berichte Uber die Prifungen einsehen (Art. 102 Abs. 4 GO); Abschriften werden nicht
erteilt.

Geschaftsgang der Ausschusse

§ 33 Anwendbare Bestimmungen

(1)

(2)

VL.

Fur den Geschaftsgang der Ausschisse gelten die §§ 16 bis 32 sinngemal. Gemeinde-
ratsmitglieder, die einem Ausschuss nicht angehoren, erhalten die Ladungen zu den Sit-
zungen nebst Tagesordnung nachrichtlich.

Mitglieder des Gemeinderats kdnnen in der Sitzung eines Ausschusses, dem sie nicht
angehoren, nur als Zuhérende anwesend sein. Berat ein Ausschuss uber den Antrag ei-
nes Gemeinderatsmitglieds, das diesem Ausschuss nicht angehort, so gibt der Aus-
schuss ihm Gelegenheit, seinen Antrag mundlich zu begrinden. Satz 1 und 2 gelten fir
offentliche und nichtéffentliche Sitzungen.

Bekanntmachung von Satzungen und Verordnungen

§ 34 Art der Bekanntmachung

(1)

Satzungen und Verordnungen werden dadurch amtlich bekannt gemacht, dass sie in der
Verwaltung der Gemeinde zur Einsichtnahme niedergelegt werden und die Niederlegung
digital Gber das Internet unter www.leupoldsgruen.de bekanntgegeben wird. Die Bekannt-
gabe auf dieser Internetseite erfolgt erst, wenn die Satzung oder Verordnung in der Ver-
waltung niedergelegt ist. Sie wird frGhestens nach 14 Tagen wieder geldscht. Es wird
schriftlich oder elektronisch festgehalten, wann die digitale Bekanntgabe auf der
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C.

Internetseite offentlich verfugbar war und wann sie wieder geldscht wurde; dieser Ver-
merk wird zu den Akten genommen.

Soweit eine zusatzliche analoge Form der Bekanntmachung gesetzlich zwingend erfor-
derlich ist, erfolgen Bekanntgaben der Niederlegung unter der in Absatz 1 Satz 1 genann-
ten Internetadresse und zusatzlich durch Anschlag an der Gemeindetafel am Blirgerhaus,
Schulstral’e 1.

Wird eine Satzung oder Verordnung ausnahmsweise aus wichtigem Grund auf eine an-
dere in Art. 26 Abs. 2 GO bezeichnete Art amtlich bekannt gemacht, so wird hierauf Uber
das Internet unter der o6ffentlich zuganglichen Internetseite nach Absatz 1 Satz 1 hinge-
wiesen.

Auf die amtliche Bekanntmachung soll zusatzlich im Mitteilungsblatt ,HSL aktuell“ und der
Gemeindetafel am Burgerhaus, Schulstral’e 1, hingewiesen werden.

Schlussbestimmungen

§ 35 Anderung der Geschiftsordnung

Vorstehende Geschaftsordnung kann durch Beschluss des Gemeinderats geandert werden.

§ 36 Verteilung der Geschaftsordnung

Jedem Mitglied des Gemeinderats ist ein Exemplar der Geschaftsordnung auszuhandigen. Im
Ubrigen liegt die Geschaftsordnung zur allgemeinen Einsicht im Biirgerhaus Leupoldsgriin
(Schulstralfe 1, 95191 Leupoldsgriin) und der Geschéaftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft
Schauenstein (Schulstralle 15, 95197 Schauenstein) auf. Zudem wird die Geschaftsordnung
im Rahmen des Internetauftrittes der Gemeinde Leupoldsgriin veréffentlicht.
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§ 37 Inkrafttreten

Diese Geschaftsordnung tritt mit Wirkung vom 15. August 2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die
Geschéaftsordnung vom 19. Juni 2020 auler Kraft.

Leupoldsgrin, 14. August 2026
Gemeinde Leupoldsgriin

Annika Popp
Erste Burgermeisterin

-21-



	A. Die Gemeindeorgane und ihre Aufgaben
	I. Der Gemeinderat
	§ 2 Aufgabenbereich des Gemeinderats

	II. Die Gemeinderatsmitglieder
	§ 3 Rechtsstellung der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder, Befugnisse
	§ 4 Umgang mit Dokumenten und elektronischen Medien

	III. Die Ausschüsse
	1. Allgemeines
	2. Aufgaben der Ausschüsse
	§ 7 Vorberatende Ausschüsse

	IV. Die erste Bürgermeisterin
	1. Aufgaben
	§ 11 Einzelne Aufgaben der ersten Bürgermeisterin
	§ 13 Abhalten von Bürgerversammlungen
	§ 14 Sonstige Geschäfte
	2. Stellvertretung


	B. Der Geschäftsgang
	I. Allgemeines
	§ 16 Verantwortung für den Geschäftsgang
	§ 17 Sitzungen, Beschlussfähigkeit
	§ 18 Öffentliche Sitzungen
	§ 19 Nichtöffentliche Sitzungen

	II. Vorbereitung der Sitzungen
	§ 20 Einberufung
	§ 21 Tagesordnung
	§ 22 Form und Frist für die Einladung

	III. Sitzungsverlauf
	§ 24 Eröffnung der Sitzung
	§ 25 Eintritt in die Tagesordnung
	§ 26 Beratung der Sitzungsgegenstände
	§ 27 Abstimmung
	§ 28 Wahlen
	§ 29 Anfragen
	§ 30 Beendigung der Sitzung

	IV. Sitzungsniederschrift
	§ 31 Form und Inhalt
	§ 32 Einsichtnahme und Abschrifterteilung

	V. Geschäftsgang der Ausschüsse
	VI. Bekanntmachung von Satzungen und Verordnungen

	C. Schlussbestimmungen
	§ 35 Änderung der Geschäftsordnung
	§ 36 Verteilung der Geschäftsordnung
	§ 37 Inkrafttreten


